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LAUSANNE

Keine Familienzulagen für Kinder 
im Ausland bei Arbeitslosigkeit
Arbeitslose Staatsangehörige aus Serbien, Monte­
negro und Bosnien­Herzegowina erhalten für ihre in 
der Heimat lebenden Kinder keine Familienzulagen.
Das Bundesgericht hat dies basierend auf dem 
bilateralen Abkommen über Sozialversicherung 
entschieden, das zwischen der Schweiz und dem 
ehemaligen Jugoslawien geschlossen wurde. Das 
Abkommen gilt für die genannten drei Staaten 
weiterhin. Keine Anwendung mehr findet es seit 
Ende März 2010 bei Personen aus dem Kosovo, mit 
dem seither kein Vertrag mehr besteht. (sda)

SEOUL

Japan und Südkorea einigen sich 
in Streit über Zwangsprostituierte
Jahrelang herrschte Eiszeit zwischen Südkorea und 
Japan. Grund war Japans Sexsklaverei während des 
Zweiten Weltkrieges. Dabei wurden etwa 200000 
Mädchen und Frauen zur Prostitution in Frontbor­
dellen der kaiserlichen japanischen Armee gezwun­
gen. Gestern haben sich beide Regierungen auf eine 
Lösung geeinigt. Tokio sagte einer Zahlung von um­
gerechnet gut 8,2 Millionen Franken für die Zwangs­
prostituierten zu. Japans Regierungschef Shinzo Abe 
liess eine Entschuldigung übermitteln. (sda)

RAMADI

Irakische Armee hisst in Ramadi 
Flagge nach Rückeroberung von IS

Irakische Soldaten haben gestern die Nationalflagge 
in der zurückeroberten Stadt Ramadi gehisst – nach 
tagelangen erbitterten Gefechten mit der Terror­
miliz Islamischer Staat (IS). Die Armee begann mit 
der Entschärfung der vom IS zurückgelassenen 
Sprengfallen, die Einwohner Ramadis kehren lang­
sam in die Stadt zurück. Parlamentspräsident Salim 
el Dschuburi beglückwünschte die Soldaten zur «Be­
freiung der Stadt Ramadi vom Terrorismus». (sda)

MADRID

Regierungsbildung in Spanien 
stockt: Nur Absagen für Rajoy
Die Regierungsbildung in Spanien steckt in der 
Sackgasse. Der Konservativen Volkspartei PP von 
Ministerpräsident Mariano Rajoy will niemand unter
die Arme greifen. Der Führer der linken Protest­
partei Podemos (Wir Können), Pablo Iglesias, und 
Albert Rivera von der liberalen Ciudadanos (Bürger) 
verweigerten Rajoy gestern die Unterstützung. (sda)
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SVP-Politiker tritt gegen 
Durchsetzungsinitiative an
Der Berner SVP-Justizdirektor Christoph Neuhaus macht gegen die Durchsetzungsinitiative seiner 
Partei mobil: Sie sei «holzschnittartig» und führe zu einem «Zweiklassensystem», kritisiert er.

Ade Verhältnismässigkeit: Wird die 
Durchsetzungsinitiative angenommen, 
werden Ausländer bei bestimmten 
Straftaten künftig  ohne Rücksicht auf 
persönliche Umstände automatisch 
ausgeschafft. Bild Gaetan Bally/Keystone

von Dennis Bühler

L ange schien es, als ob die SVP am 
28. Februar quasi im Schlafwagen 
zum nächsten Sieg an der Urne
kommen würde: Kaum jemand
setzte sich gegen die Durchset­

zungsinitiative zur Wehr, obwohl diese mehr 
rechtsstaatliche Fragen aufwirft als jedes SVP­
Begehren zuvor. Nun aber sind zumindest Tei­
le der Wirtschaft erwacht (siehe Kasten). Und 
erstmals kommt auch aus unerwarteter Ecke 
lautstarke Kritik: Mit dem Berner Christoph 
Neuhaus warnt ausgerechnet ein SVP­Justizdi­
rektor eindringlich vor einem Ja des Stimm­
volks in zwei Monaten. «Ich habe grösste Vor­
behalte gegen diese holzschnittartige Initiati­
ve», sagt der 49­jährige Politiker im Gespräch 
mit der «Südostschweiz». «Die Initianten wol­
len ein schädliches Zweiklassensystem einfüh­
ren.» Als Exekutivpolitiker wisse er, dass das
Leben nie ausschliesslich schwarz oder weiss 
sei. Deshalb mache er sich für ein Strafrecht 
stark, das alle Menschen gleich hart bestrafe,
unabhängig ihrer Staatsangehörigkeit.

«Im Recht geht es auch um Vergebung»
Neuhaus kritisiert die Vorlage aus der Küche 
seiner Partei aus grundsätzlichen Überlegun­
gen. «Ich bin nicht nur Justiz­, sondern auch 
Kirchendirektor des Kantons Bern», ruft er in 
Erinnerung und sagt: «In Recht wie Religion 
geht es um Vergeltung, aber eben auch um 
Vergebung.» Die Durchsetzungsinitiative lasse
zweitens ausser Acht, indem sie einen Auslän­
der ohne Prüfung der Tatumstände ausschaf­
fen möchte, bloss weil er vorbestraft sei und 
nun – womöglich in einem ganz anderen
Bereich – erneut straffällig werde. Bisher sei 
das Schweizer Rechtssystem darauf ausgelegt 
gewesen, dass der «Zähler» eines Fehlbaren 
nach abgesessener Strafe «wieder auf null
gestellt» werde, so Neuhaus. «Und das soll so 
bleiben.»

Angst, seine Kritik werde ihm parteiintern 
allzu übel genommen, hat Neuhaus nicht. Es 
liege in der Natur einer derart grossen Volks­
partei, dass es in einzelnen Fragen zu Mei­
nungsverschiedenheiten kommen könne, sagt 
er. Als Justizdirektor habe er im Strafrecht 

Erfahrungen sammeln können,die anderen in
der SVP abgingen. «Ich habe die Vollzugsbrille 
auf, die jenen fehlt, die stets befehlen wollen,
was zu tun ist.» Umsetzungsprobleme näm­
lich hält Neuhaus für unausweichlich, wenn 
die Durchsetzungsinitiative am 28. Februar
angenommen wird. «Wenn Ausländer bei Ba­
gatelldelikten ohne jede Prüfung auf Verhält­
nismässigkeit ausgeschafft werden müssen,
wird es in jedem einzelnen Fall zu Solidari­
tätsbekundungen kommen. Damit verbunden 
entstünden grosse Umsetzungsprobleme.»

An vorderster Front macht sich nicht nur 
Neuhaus, sondern auch ein weiterer Berner 
Regierungsrat für ein Nein zur Durchset­
zungsinitiative stark: Hans­Jürg Käser, Berner 
Polizeidirektor (FDP) und Präsident der kanto­
nalen Justiz­ und Polizeidirektoren, hat am 
Wochenende in der «Sonntags­Zeitung» eine 
«Offensive der Kantone» angekündigt, um
«der Bevölkerung in allen Regionen klar­
zumachen, dass die Initiative untauglich und 
gefährlich ist und wir eine bessere Lösung
haben». Wie die Kampagne der Regierungsräte
konkret aussehen wird, bleibt vorerst im
Dunkeln. Er werde Anfang Januar nach seinen
Ferien Stellung beziehen, richtete Käser ges­
tern auf Anfrage aus.

Ja-Lager laut Umfragen klar vorn
Wollen Neuhaus, Käser und ihre Mitstreiter 
die Initiative der SVP bodigen, müssen sie die 
Bevölkerung zum Umdenken animieren.
Bisher nämlich liegt das Ja­Lager klar vorn.
Laut einer Online­Umfrage im Auftrag der
«Sonntags­Zeitung» befürworteten Mitte De­
zember rund 55Prozent der Stimmberechtig­
ten das Begehren. 24,5Prozent waren dagegen,
20,5Prozent noch unentschlossen. Im Oktober
hatten sich in einer repräsentativen Umfrage 
gar rund zwei Drittel der Befragten dafür aus­
gesprochen, kriminelle Ausländer ohne Prü­
fung der Umstände auszuschaffen.

«Ein Zweiklassensystem,
wie es die Initianten der 
Durchsetzungsinitiative 
einführen möchten, wäre 
schädlich.»
Christoph Neuhaus 
Berner Justizdirektor (SVP)

Widerstand der Wirtschaft wächst kontinuierlich

Nach harzigem Start nimmt 
die Gegenkampagne zur 
Durchsetzungsinitiative
der SVP langsam Fahrt auf. 
Der Verband der Maschinen-,
Elektro- und Metallindustrie 
(Swissmem) sowie der Ver-
band der pharmazeutischen 
Firmen der Schweiz (Inter-
pharma) engagieren sich
finanziell im Abstimmungs-
komitee, wie die «Sonntags-
zeitung» berichtete. Noch 
unklar ist, ob die beiden 

Wirtschaftsverbände mit 
dem bestehenden und von 
29 Nichtregierungsorgani-
sationen unterstützten 
Nein-Komitee zusammen-
spannen werden. «Wir wären 
daran interessiert», sagte 
dessen Leiterin Flavia Kleiner
gestern der Nachrichten-
agentur SDA – wohl nicht 
zuletzt mit Blick aufs eigene 
Mini-Budget. Aktuell stehe 
ein mittlerer fünfstelliger
Betrag für die Kampagne zur 

Verfügung, so Kleiner. Wohl 
bloss ein Bruchteil der Mittel
der SVP. Umso stärker fällt 
das Abseitsstehen von 
Economiesuisse ins Ge-
wicht. Auch wenn der poten-
te Wirtschaftsdachverband 
die Initiative ablehnt, will er 
sich nicht an der Kampagne 
beteiligen. Man müsse Priori-
täten setzen, so Geschäfts-
leitungsmitglied Jan Attes-
lander. Abgestimmt wird am
28. Februar 2016. (dbü)


